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Gesetzestexte

§ 28 Bedarfe fiir Bildung und Teilhabe

(1) Bedarfe fur Bildung und Teilhabe am sozialen und kulturellen Leben in der Gemeinschaft werden
bei Kindern, Jugendlichen und jungen Erwachsenen neben dem Regelbedarf nach Maligabe der
Absatze 2 bis 7 gesondert beriicksichtigt. Bedarfe fiir Bildung werden nur bei Personen beriicksichtigt,
die das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, eine allgemein- oder berufsbildende Schule
besuchen und keine Ausbildungsvergiitung erhalten (Schilerinnen und Schiiler).

(2) Bei Schiilerinnen und Schiilern werden die tatsachlichen Aufwendungen anerkannt fir

1. Schulausflige und
2. mehrtagige Klassenfahrten im Rahmen der schulrechtlichen Bestimmungen.

Fir Kinder, die eine Kindertageseinrichtung besuchen, gilt Satz 1 entsprechend.

(3) Fur die Ausstattung von Schiilerinnen und Schiilern mit persénlichem Schulbedarf ist § 34 Absatz 3
und 3a des Zwolften Buches mit der MalRRgabe entsprechend anzuwenden, dass der nach § 34 Absatz
3 Satz 1 und Absatz 3a des Zwolften Buches anzuerkennende Bedarf fir das erste Schulhalbjahr
regelmalig zum 1. August und fir das zweite Schulhalbjahr regelmaBig zum 1. Februar zu
bericksichtigen ist.

(4) Bei Schilerinnen und Schilern, die fiir den Besuch der nachstgelegenen Schule des gewéhlten
Bildungsgangs auf Schilerbeférderung angewiesen sind, werden die dafir erforderlichen
tatsachlichen Aufwendungen bericksichtigt, soweit sie nicht von Dritten Glbernommen werden. Als
nachstgelegene Schule des gewahlten Bildungsgangs gilt auch eine Schule, die aufgrund ihres Profils
gewdhlt wurde, soweit aus diesem Profil eine besondere inhaltliche oder organisatorische
Ausgestaltung des Unterrichts folgt; dies sind insbesondere Schulen mit naturwissenschaftlichem,
musischem, sportlichem oder sprachlichem Profil sowie bilinguale Schulen, und Schulen mit
ganztagiger Ausrichtung.

(5) Bei Schiilerinnen und Schiilern wird eine schulische Angebote ergdnzende angemessene
Lernforderung berlicksichtigt, soweit diese geeignet und zusétzlich erforderlich ist, um die nach den
schulrechtlichen Bestimmungen festgelegten wesentlichen Lernziele zu erreichen. Auf eine
bestehende Versetzungsgefahrdung kommt es dabei nicht an.

(6) Bei Teilnahme an einer gemeinschaftlichen Mittagsverpflegung werden die entstehenden
Aufwendungen beriicksichtigt fir

1. Schiilerinnen und Schiiler und
2. Kinder, die eine Tageseinrichtung besuchen oder fiir die Kindertagespflege geleistet wird.

Flr Schilerinnen und Schiler gilt dies unter der Voraussetzung, dass die Mittagsverpflegung in
schulischer Verantwortung angeboten wird oder durch einen Kooperationsvertrag zwischen Schule
und Tageseinrichtung vereinbart ist. In den Fallen des Satzes 2 ist fir die Ermittlung des monatlichen
Bedarfs die Anzahl der Schultage in dem Land zu Grunde zu legen, in dem der Schulbesuch stattfindet.

(7) Fur die Teilhabe am sozialen und kulturellen Leben in der Gemeinschaft werden pauschal 15 €
monatlich beriicksichtigt, sofern bei Leistungsberechtigten, die das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet
haben, tatsachliche Aufwendungen entstehen im Zusammenhang mit der Teilnahme an

1. Aktivitaten in den Bereichen Sport, Spiel, Kultur und Geselligkeit,



2. Unterricht in klinstlerischen Fachern (zum Beispiel Musikunterricht) und vergleichbare angeleitete
Aktivitaten der kulturellen Bildung und
3. Freizeiten.

Neben der Beriicksichtigung von Bedarfen nach Satz 1 koénnen auch weitere tatsachliche
Aufwendungen beriicksichtigt werden, wenn sie im Zusammenhang mit der Teilnahme an Aktivitaten
nach Satz 1 Nummer 1 bis 3 entstehen und es den Leistungsberechtigten im Einzelfall nicht zugemutet
werden kann, diese aus den Leistungen nach Satz 1 und aus dem Regelbedarf zu bestreiten.

§ 29 Erbringung der Leistungen fiir Bildung und Teilhabe
(1) Leistungen zur Deckung der Bedarfe nach § 28 Absatz 2 und 5 bis 7 werden erbracht durch

1. Sach- und Dienstleistungen, insbesondere in Form von personalisierten Gutscheinen,
2. Direktzahlungen an Anbieter von Leistungen zur Deckung dieser Bedarfe (Anbieter) oder
3. Geldleistungen.

Die kommunalen Trager bestimmen, in welcher Form sie die Leistungen erbringen. Die Leistungen zur
Deckung der Bedarfe nach § 28 Absatz 3 und 4 werden jeweils durch Geldleistungen erbracht. Die
kommunalen Trager kdnnen mit Anbietern pauschal abrechnen. Werden die Bedarfe durch Gutscheine
gedeckt, gelten die Leistungen mit Ausgabe des jeweiligen Gutscheins als erbracht. Die kommunalen
Trager gewahrleisten, dass Gutscheine bei geeigneten vorhandenen Anbietern oder zur
Wahrnehmung ihrer eigenen Angebote eingel6st werden konnen. Gutscheine koénnen fiir den
gesamten Bewilligungszeitraum im Voraus ausgegeben werden. Die Giiltigkeit von Gutscheinen ist
angemessen zu befristen. Im Fall des Verlustes soll ein Gutschein erneut in dem Umfang ausgestellt
werden, in dem er noch nicht in Anspruch genommen wurde.

(2) Werden die Bedarfe durch Direktzahlungen an Anbieter gedeckt, gelten die Leistungen mit der
Zahlung als erbracht. Eine Direktzahlung ist fiir den gesamten Bewilligungszeitraum im Voraus moglich.

(3) Werden die Leistungen fiir Bedarfe nach § 28 Absatz 2 und 5 bis 7 durch Geldleistungen erbracht,
erfolgt dies

1. monatlich in Hé6he der im Bewilligungszeitraum bestehenden Bedarfe oder
2. nachtraglich durch Erstattung verauslagter Betrage.

(4) Werden die Leistungen flir Bedarfe nach § 28 Absatz 2 und 5 bis 7 durch Geldleistungen erbracht,
erfolgt dies

1. monatlich in H6he der im Bewilligungszeitraum bestehenden Bedarfe oder
2. nachtraglich durch Erstattung verauslagter Betrage.

(5) Im Einzelfall kann ein Nachweis Gber eine zweckentsprechende Verwendung der Leistung verlangt
werden. Soweit der Nachweis nicht gefiihrt wird, soll die Bewilligungsentscheidung widerrufen
werden.

(6) Abweichend von den Absatzen 1 bis 4 konnen Leistungen nach § 28 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1
gesammelt fiir Schilerinnen und Schiiler an eine Schule ausgezahlt werden, wenn die Schule

1. dies bei dem ortlich zustandigen kommunalen Trager (§ 36 Absatz 3) beantragt,
2. die Leistungen fiir die leistungsberechtigten Schiilerinnen und Schiler verauslagt
und

3. sich die Leistungsberechtigung von den Leistungsberechtigten nachweisen lasst.



Der kommunale Trager kann mit der Schule vereinbaren, dass monatliche oder schulhalbjédhrliche
Abschlagszahlungen geleistet werden.

§ 30 Berechtigte Selbsthilfe

Geht die leistungsberechtigte Person durch Zahlung an Anbieter in Vorleistung, ist der kommunale
Trager zur Ubernahme der beriicksichtigungsfahigen Aufwendungen verpflichtet, soweit

1. unbeschadet des Satzes 2 die Voraussetzungen einer Leistungsgewahrung zur Deckung der Bedarfe
im Zeitpunkt der Selbsthilfe nach § 28 Absatz 2 und 5 bis 7 vorlagen und
2. zum Zeitpunkt der Selbsthilfe der Zweck der Leistung durch Erbringung als Sach- oder Dienstleistung
ohne eigenes Verschulden nicht oder nicht rechtzeitig zu erreichen war.

War es dem Leistungsberechtigten nicht moglich, rechtzeitig einen Antrag zu stellen, gilt dieser als zum
Zeitpunkt der Selbstvornahme gestellt.

§ 36 Ortliche Zustindigkeit
(1)...
(2)...

(3) Abweichend von den Absdtzen 1 und 2 ist im Fall der Auszahlung der Leistungen nach § 28 Absatz
2 Satz 1 Nummer 1 nach § 29 Absatz 6 der kommunale Trager zustadndig, in dessen Gebiet die Schule
liegt. Die Zustandigkeit nach Satz 1 umfasst auch Leistungen an Schiilerinnen und Schiiler, fiir die im
Ubrigen ein anderer kommunaler Trager nach den Absitzen 1 oder 2 zustandig ist oder wire.

§ 37 Antragserfordernis

(1) Leistungen nach diesem Buch werden auf Antrag erbracht. Leistungen nach § 24 Absatz 1 und 3
und Leistungen fiir die Bedarfe nach § 28 Absatz 5 sind gesondert zu beantragen.

(2) Leistungen nach diesem Buch werden nicht fiir Zeiten vor der Antragstellung erbracht. Der Antrag
auf Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts wirkt auf den Ersten des Monats zurlick.

§ 68 Regelungen zu Bedarfen fiir Bildung aus Anlass der COVID-19-Pandemie;
Verordnungsermachtigung

IAbweichend von § 28 Absatz 6 Satz 1 kommt es im Zeitraum vom 1. Méarz 2020 bis zur Aufhebung der
Feststellung einer epidemischen Lage von nationaler Tragweite wegen der dynamischen Ausbreitung
der Coronavirus-Krankheit-2019 (COVID-19) nach § 5 Absatz 1 Satz 2 des Infektionsschutzgesetzes
durch den Deutschen Bundestag, langstens jedoch bis zum Ablauf des 31. Dezember 2021, auf eine
Gemeinschaftlichkeit der Mittagsverpflegung nicht an. ?Zu den Aufwendungen im Sinne des § 28
Absatz 6 Satz 1 zdhlen bei den Leistungsberechtigten anfallende Zahlungsverpflichtungen auch, wenn
sie pandemiebedingt in geanderter Hohe oder aufgrund abweichender Abgabewege berechnet
werden. 3Dies umfasst auch die Kosten einer Belieferung. *§ 28 Absatz 6 Satz 2 findet keine
Anwendung.



§ 34 Bedarfe fiir Bildung und Teilhabe Zwélftes Sozialgesetzbuch (SGB XII)
(1)...
(2)...
(3)...

(3a) 'Der nach Absatz 3 anzuerkennende Teilbetrag fiir ein erstes Schulhalbjahr eines Schuljahres
wird kalenderjahrlich mit dem in der malRgeblichen Regelbedarfsstufen-Fortschreibungsverordnung
nach den §§ 28a und 40 Nummer 1 bestimmten Prozentsatz fortgeschrieben; der fortgeschriebene
Wert ist bis unter 0,50 Euro auf den nachsten vollen Euro abzurunden und ab 0,50 Euro auf den
néachsten vollen Euro aufzurunden (Anlage). 2Der Teilbetrag furr das zweite Schulhalbjahr eines
Schuljahres nach Absatz 3 betragt 50 Prozent des sich nach Satz 1 fiir das jeweilige Kalenderjahr
ergebenden Teilbetrags (Anlage). 3Liegen die Ergebnisse einer bundesweiten neuen Einkommens-
und Verbrauchsstichprobe vor, ist der Teilbetrag nach Satz 1 durch Bundesgesetz um den Betrag zu
erhohen, der sich aus der prozentualen Erhohung der Regelbedarfsstufe 1 nach § 28 fir das jeweilige
Kalenderjahr durch Bundesgesetz ergibt, das Ergebnis ist entsprechend Satz 1 zweiter Teilsatz zu
runden und die Anlage zu ergidnzen. “Aus dem sich nach Satz 3 ergebenden Teilbetrag fiir das erste
Schulhalbjahr ist der Teilbetrag flir das zweite Schulhalbjahr des jeweiligen Kalenderjahres
entsprechend Satz 2 durch Bundesgesetz zu bestimmen und die Anlage um den sich ergebenden
Betrag zu erganzen.

(4)...
(5)...
(6)...
(7)...

L7



Wesentliche Anderungen

01.05.2021

Gesetzestexte aktualisiert

1.8. Verlinkung aktualisiert

2.2.1. neue Leistungssatze und Anpassungsregel eingefiigt
2.2.3 redaktionelle Anpassungen

2.3.4 redaktionelle Anpassungen

4. Corona-Hinweise angepasst

01.08.2020

Gesetzestexte erganzt

1.6. Statistische Erfassung von Antragen angepasst

2.1.3. Regelung zur Haufigkeit der Klassenfahrten erginzt sowie redaktionelle Anderungen
2.5.3.1. Verfahren EKO (Eigenbetrieb Kindertagesstatten Offenbach) nun tber Bildungskarte
2.5.3.2. Verfahren Kitas Mittagsverpflegung auRerhalb EKO erganzt

4. Corona-Hinweise eingefligt

14.06.2019

Aktuelle Gesetzestexte eingefligt

1.1 Einleitung eingefiigt

1.3 redaktionelle Anpassungen

1.5 Anderungen aufgrund Wegfall der Antragsnotwendigkeit eingefiigt
1.9 redaktionelle Anpassungen

2.2.1 neue Leistungssatze eingefligt

2.3 Wegfall Eigenanteil und redaktionelle Anpassungen

2.4.2 redaktionelle Anderungen

2.4.6 redaktionelle Anderungen

2.5.1 Wegfall Eigenanteil

2.5.3.1 Beispielsmonate redaktionell Gberarbeitet

2.5.3.3 Informationen zur zentralen Antragsbearbeitung eingefligt
2.6 neue Leistungssatze eingefligt sowie Entfall Deckelung

3. Neuregelung zu Riickforderungen eingefligt

15.02.2019

1.1 Umbenennung ,Fristwahrender Antrag” in ,Globalantrag”

1.3 Ergdnzung der aktuellen Info-Materialien

1.5 Wegfall der handischen Statistikerfassung

2.3.4 Infos zur CleverCard entfernt

2.5.3.1 Beitragsfreier Monat 2019 ergédnzt und Erhéhung EKO beriicksichtigt
2.5.3.2 gedndertes Beispiel fur Kita mit keinem , beitragsfreien Monat”

28.07.2017

Aktualisierung der Gesetzestexte

1.1 neu eingefligt: Globalantrag

1.2 Anderungen bei Riickwirkung von Antragen

1.6 Link zur Praktischen Arbeitshilfe BuT HLT eingefligt

1.7 Anderungen bei BAf6G-Bezieher eingefiigt wegen Gesetzessidnderung



1.8 Voraussetzungen erganzt und klargestellt

2.2.1 Regelungsinhalt wegen Gesetzesdanderung erweitert

2.2.2 Erganzung einer weiteren besonderen Fallgestaltung

2.2.3 Anderung bei der Leistungserbringung wegen Gesetzesinderung

2.3.3 Weitere besondere Fallgestaltung eingefligt

2.3.4. Anderungen wegen Einfiihrung des Schiilerticket Hessen eingefiigt

2.3.6 Vorausleistung von Schiilerbeférderungskosten wegen Einflihrung
Schiilerticket Hessen erganzt

2.3.7 Nachweispflicht entfallt bei Nutzung des Schiilerticket Hessen erganzt

2.4.2 Erweiterung auf Stabilisierung eines ausreichenden Leistungsniveaus eingefligt
2.5.3.1 Aktualisierung und Verweis auf VA BuT Mittagsverpflegung EKO eingefligt
2.5.3.2 Link zur Ubersicht der Kitas mit Zahlungszeitrdumen eingefiigt

2.6.4 Verweis und Link zur VA Kinderbetreuungskosten eingefiigt

3. Vorgehen bei darlehensweiser Leistungsgewahrung gestrichen und neue Weisung bei Riickfor-
derungen eingepflegt

07.10.2016:
2.3.8: Sonderfall: Schiilerbeférderungskosten Frobelschule aufgenommen

01.03.2016:
2.3.5 Besondere Fallgestaltungen erganzt

23.01.2015:
Gesetzestext aktualisiert
2.3. Ausfihrungen zum zumutbaren Eigenanteil aufgenommen

22.09.2014:

1.7. neu eingefiigt: Ausschluss der BAf6G-Bezieher (*)

1.8. neue eingefiigt: Berechtigte Selbsthilfe (*)

2.1.3. Infos zu vorbereitenden Veranstaltungen und zu den Kosten bei ,Selbstversorgung” eingefiigt
(*)

2.3.3. Besondere Fallgestaltungen (*) eingefligt

2.3.5. Besondere Fallgestaltungen (*) erganzt

2.4.2. Besondere Fallgestaltungen (*) eingefligt

2.4.3. Beginn der Forderfahigkeit eingefiigt

2.4.6. Nicht forderfahige Angebote (*) ergédnzt

2.4.7. Umgang mit Teilleistungsschwéche (*) eingefligt

2.5.4. Ausnahmeregelungen und Besonderheiten ergénzt (*)

2.6.3. Ausflihrungen zum Ansparzeitraum und zur Antragsriickwirkung eingefiigt

2.6.4. Ausschlusstatbestand ergdnzt

2.6.4. Besondere Konstellationen eingefiigt: Kursgebiihren, Baby- u. Kleinkinderangebote, Schul-
projekte (*)

3. Vorgehen bei darlehensweiser Leistungsgewahrung neu eingefligt
1. Rickforderungen neu eingefligt.
18.03.2014:

Aktualisierung der Gesetzestexte

1.2. Anderung bei der Riickwirkung von Teilhabeantrigen eingefiigt.
1.6. Verlinkung aktualisiert

2.1.3. Verlinkung aktualisiert

2.3.5.2. Verlinkung aktualisiert



2.5.2. Wegfall Kostenlibernahme fiir Hort-Mittagessen eingefligt

2.5.3.3. Nummerierung korrigiert und Verlinkung aktualisiert

2.6.3. Hinweise zur Ubernahmemaéglichkeit von weiteren Kosten im Zusammenhang mit sozialer-

und kultureller Teilhabe eingefiigt.

2.6.4. Foérderausschluss: Hinweis auf Ausschluss der Ubernahme von weiteren Kosten im
Zusammenhang mit sozialer- und kultureller Teilhabe geldscht.

17.05.2013: Komplette Uberarbeitung des BuT-Leitfadens

20.07.2011:

2.5.3. Vorrang von § 28,6 SGB Il gegeniiber § 90 SGB VIl aufgenommen. Verfahren Abwicklung
Mittagsverpflegung an Schulen aufgenommen.

1.5. Statistische Erfassung von Antragen neu aufgenommen

15.07.2011:
2.5.3. Art und Umfang der Leistungsgewihrung. Es wurde der Hinweis auf die Ubergangsregelung
fir den Zeitraum 01.01.-31.03.2011 aufgenommen.

01.07.2011:
2.5.4. Klarstellung, durch wen Essenskosten im Rahmen der Nachmittagsbetreuung zu gewahren
sind; im Hinblick auf die Unterscheidung von Ferien- und Ganzjahresbetreuung.

24.06.2011:

2.5.3.1. Antragseingang bis 30.06.2011 fiir den Zeitraum 01.01.11 bis 30.06.11 neu hinzu gefiigt Es wird
das Verfahren fiir die riickwirkende Ubernahme der Kosten fiir Mittagsverpflegung geregelt. Fiir die
zurlickliegenden Zeitraume wurde der Textbaustein des Bewilligungsbescheides tiberarbeitet.

17.06.2011:

Anlagen:

Uberarbeitete Version ,Bestatigung Schule” eingestellt

Uberarbeitete Version , Abtretungserklarung Mittagsverpflegung eingestellt”
Uberarbeitete Version Bearbeitungsverfiigung Lernférderung eingestellt
Uberarbeitete Version Bearbeitungsverfiigung Teilhabe eingestellt

08.06.2011:

1.4. Bearbeitung von Antragen bei fehlender Mitwirkung / fehlenden Nachweisen neu hinzugefiigt
2.3.4. Konkretisierung: Vorausleistungen Schiilerbeforderungskosten bei Bewilligung durch das
Schulamt stellen keine Leistungen nach § 28, 4 SGB Il dar.

2.4.4. Ausfiihrungen zur Ubernahme von Lernférderkosten fiir Grundschiiler aufgenommen.

13.05.2011: Grundfassung
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1. Allgemeine Leistungsgrundsatze

1.1. Einleitung

Die Bedarfe fur Bildung und Teilhabe (BuT) gemaR §§ 28 ff. SGB Il sind neben dem Regelbedarf zu
bericksichtigen. Sie dienen dazu, eine starkere Integration beddrftiger Kinder und Jugendlicher in die
Gesellschaft zu erreichen. § 28 SGB Il regelt, fiir welche Bedarfe BuT-Leistungen erbracht werden.

Dabei wird unterschieden zwischen:

= Bedarfe fir Bildung fir Schiler, die das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, eine
allgemein- oder berufsbildende Schule besuchen und keine Ausbildungsvergiitung erhalten
(Abs.2 bis 6)
und

= Bedarfe fir Teilhabe fiir Kinder und Jugendliche bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres
(Abs.7).

Bildungsleistungen erhalten nur Schiler bis zur Vollendung des 25. Lebensjahres, da in der Regel die
schulische Ausbildung bis dahin beendet ist sowie Kinder, die in einer Kindertageseinrichtung oder in
Kindertagespflege betreut werden. Auszubildende, die eine Ausbildungsvergiitung erhalten, sind nicht
leistungsberechtigt. Dort sind ausbildungsbedingte Aufwendungen vom Einkommen abzusetzen.

Die Leistungen firr Bildung und Teilhabe umfassen Bedarfe fiir

= eintagige Schulausfliige und mehrtagige Klassenfahrten,

= personlichen Schulbedarf,

= Schilerbeférderung,

= Lernférderung,

= Teilnahme an gemeinschaftlicher Mittagsverpflegung und

= Teilhabe am sozialen und kulturellen Leben in der Gemeinschaft.

Die SGB Il - Leistungstrdager haben darauf hinzuwirken, dass Kinder und Jugendliche Zugang zu
geeigneten vorhandenen Angeboten erhalten. Sie sollen in geeigneter Weise dazu beitragen, dass
Kinder und Jugendliche Leistungen fur Bildung und Teilhabe maoglichst in Anspruch nehmen. Zu diesem
Zweck ist bei Vorsprachen auf die Leistungen fir Bildung und Teilhabe hinzuweisen. In der MainArbeit
sind die Flyer zu den Bildungs- und Teilhabeleistungen auszulegen.

1.2. Antragserfordernis

Grundsatzlich gelten die BuT-Leistungen mit Ausnahme der Lernférderung mit dem Antrag auf
Leistungen zum Lebensunterhalt (Erst- und Weiterbewilligungsantrage) als mitbeantragt (§ 37 Abs. 2
S. 2 SGB Il). Damit ist der grundsatzliche Anspruch auf Bildungs- und Teilhabeleistungen fiir das im
Haushalt lebende Kind bereits ab Beginn des Monats der Antragstellung gesichert. Die jeweiligen
Einzelantradge fiir Fahrten, Ausfliige und Klassenfahrten (§ 28 Abs. 2 SGB II), Mittagsverpflegung (§ 28
Abs. 6 SGB 1), Teilhabeleistungen (§ 28 Abs. 7 SGB Il) sowie der bisherige Globalantrag entfallen.

Sollten die zur einer Bewilligung notwendigen Informationen und Nachweise nicht vollstandig
vorliegen, so sind die Angaben bei den Kunden anzufordern. Die dazu notwendigen Formulare sind in
G:\Grundsatz _und Recht\Richtlinien und Verfahren\§ 28 Bildung und Teilhabe\Antragsformulare
hinterlegt. Dort ist ebenfalls der Antrag fiir Lernférderung zu finden. Ohne diese Informationen und
Nachweise kénnen trotz der Wirkung des § 41 Abs.3 SGB Il keine Leistungen durch die MainArbeit
erbracht werden. Ein dementsprechender Hinweis ist in den Bewilligungsbescheiden aufzunehmen.
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file://///stadt.offenbach.de/daten/oe/amt58/Grundsatz%20und%20Recht/Richtlinien%20und%20Verfahren/§%2028%20Bildung%20und%20Teilhabe/Antragsformulare

1.3. Rickwirkung von Antragen

GemaR § 37 Abs. 2 S.2SGB I1i.V.m. § 41 Abs. 3 S. 3 SGB Il wirkt der Antrag auf SGB Il - Leistungen filr
die Bedarfe nach § 28 Abs. 2, 4 bis 6 SGB Il auf den Beginn des aktuellen Bewilligungsabschnitts zuriick,
soweit neben BuT auch andere Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts erbracht werden.

Fir Lernférderung gem. § 28 Abs. 5 SGB Il gilt diese Rickwirkung nicht.

Alle BuT-Leistungen werden nur fiir volle Monate erbracht; soweit es sich um keine Einmalleistungen
handelt.

1.4. Beratungspflicht und Information der Kunden
In § 4 SGB 1l ist die Beratungspflicht des Leistungstragers geregelt, Kunden Utber die Leistungen fiir
Bildung und Teilhabe zu informieren und auf die Inanspruchnahme der Leistungen hinzuwirken.

§ 4 Leistungsformen

(1) Die Leistungen der Grundsicherung fiir Arbeitsuchende werden erbracht in Form von
1. Dienstleistungen,

2. Geldleistungen und

3. Sachleistungen.

(2) *Die nach § 6 zustidndigen Trager wirken darauf hin, dass erwerbsfihige Leistungsberechtigte und
die mit ihnen in einer Bedarfsgemeinschaft lebenden Personen die erforderliche Beratung und Hilfe
anderer Trager, insbesondere der Kranken- und Rentenversicherung, erhalten. 2Die nach § 6
zustandigen Trager wirken auch darauf hin, dass Kinder und Jugendliche Zugang zu geeigneten
vorhandenen Angeboten der gesellschaftlichen Teilhabe erhalten. 3Sie arbeiten zu diesem Zweck mit
Schulen und Kindertageseinrichtungen, den Tragern der Jugendhilfe, den Gemeinden und
Gemeindeverbanden, freien Tragern, Vereinen und Verbanden und sonstigen handelnden Personen
vor Ort zusammen. “Sie sollen die Eltern unterstiitzen und in geeigneter Weise dazu beitragen, dass
Kinder und Jugendliche Leistungen fiir Bildung und Teilhabe moglichst in Anspruch nehmen.

Soweit Leistungen fir Bildung und Teilhabe nicht separat zu beantragen sind (Lernférderung, § 28 Abs.
5 SGB Il), ist der Leistungstrager von Amts wegen zur Priifung der Anspruchsvoraussetzungen und bei
deren Vorliegen zur Gewahrung entsprechender Leistungen verpflichtet.

Im Ubrigen kommt der Leistungstriger seiner Beratungspflicht im Rahmen von Kundenvorsprachen
oder bei der Bearbeitung eingehender Antrdge und Anfragen durch die Bereitstellung von
Kundeninformationen nach. Insbesondere Neuantragsteller werden in der ZAS Uber Leistungen fir
Bildung und Teilhabe informiert und es werden die entsprechenden Formulare ausgegeben. Eine
weitere vertiefte Beratung Uber die Leistungen fir Bildung und Teilhabe erfolgt bei der Abgabe des
Neuantrags durch die Leistungssachbearbeitung und in den Beratungsgesprachen der personlichen
Ansprechpartner/innen.

Weiterfihrende Hinweise finden sich in den Erlduterungen Bildung und Teilhabe, die auf der
Homepage unter https://www.mainarbeit-offenbach.de/arbeitsuchende/leistungen/bildung-und-
teilhabe.html auch in den Sprachen Turkisch, Italienisch, Spanisch, Griechisch, Rumanisch, Bulgarisch,
Polnisch, Russisch, Englisch und Arabisch zur Verfligung stehen.
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https://www.mainarbeit-offenbach.de/arbeitsuchende/leistungen/bildung-und-teilhabe.html
https://www.mainarbeit-offenbach.de/arbeitsuchende/leistungen/bildung-und-teilhabe.html

1.5. Bearbeitung von Antragen bei fehlender Mitwirkung / fehlenden Nachweisen

Fiir Ausflige und Fahrten, Schiilerbeférderung, Mittagessen und Teilhabe besteht kein separates
Antragserfordernis mehr. Bevor eine Bewilligung und Auszahlung der Leistungen erfolgen kann, ist
jedoch die tatsachliche Inanspruchnahme nachzuweisen; die Antragstellung ist durch Bestatigung des
Leistungsanbieters zu konkretisieren. In Fallen, in denen der Antrag noch nicht konkretisiert wurde,
soll die Anforderung der fehlenden Nachweise (des Leistungsanbieters) in einem ersten Schritt nicht
per Aufforderung zur Mitwirkung nach § 60ff SGB | unter Androhung der Versagung erfolgen. Dies soll
verhindern, dass der Kunde falschlicher Weise von einer Versagung der gesamten SGB Il Leistungen
ausgeht. Dariliber hinaus ist davon auszugehen, dass der Kunde die geforderten Nachweise im eigenen
Interesse vorlegt. Gleiches gilt bei Antragen auf Lernférderung, die zwar gestellt sind, bei denen jedoch
noch der Nachweis der Schule bzw. des Leistungsanbieters fehlt.

Sofern die Nachweise trotz erstmaliger Aufforderung nicht bzw. nicht vollstandig eingereicht werden,
ist eine Erinnerung (nun jedoch mit Rechtsfolgenbelehrung und mit Fristsetzung) zu versenden.

Sollten die geforderten Nachweise hierauf erneut nicht bzw. nicht vollsténdig eingereicht werden, sind
die beantragten BuT-Leistungen nach § 66f SGB | zu versagen.

Es ist zu beachten, dass in diesen Féllen Leistungen nicht nach § 28 SGB Il abgelehnt werden dirfen!

1.6. Statistische Erfassung von Antragen
Die statistische Auswertung der Bearbeitungsdauer erfolgt anhand monatlicher Stichproben durch Hr.
Eitel.

1.7. Ergdnzende Unterlagen

In der Praktischen Arbeitshilfe des Hessischen Landkreistages finden sich ergdanzende Informationen:
G:\Grundsatz _und Recht\Richtlinien und Verfahren\§ 28 Bildung und Teilhabe\Externe Arbeits-
hilfen\EXT - Praktische Arbeitshilfe BuT HLT062018.PDF

Bei unterschiedlichen Vorgehensweisen gilt der vorliegende BuT-Leitfaden vorrangig.

1.8. BAf6G-Bezieher (*)

Soweit Auszubildende (Schiiler/-innen sowie Studenten und Studentinnen) nach § 7 Abs. 5 SGB Il von
Leistungen zum Lebensunterhalt ausgeschlossen sind und auch die Riickausnahme gem. § 7 Abs. 6 SGB
Il nicht greift, gilt dies auch fir die Leistungen fir Bildung und Teilhabe.

§ 7 Abs. 5 SGB Il bestimmt eindeutig, dass diese Schiiler/-innen lediglich auf die Leistungen nach § 27
SGB Il einen Anspruch haben kénnen. Gem. § 27 Abs. 3 SGB Il kénnen Leistungen fir Bedarfe fir
Bildung und Teilhabe als Darlehen erbracht werden, sofern der Leistungsausschluss eine besondere
Harte bedeutet. Diesbeziiglich wird auf G:\Grundsatz und Recht\Richtlinien und Verfahren\§ 7
Berechtigte\Auszubildende\Leitfaden Auszubildende 9. Anderungsgesetz sowie G:\Grundsatz und
Recht\Richtlinien und Verfahren\§ 27 Leistungen fiir Auszubildende verwiesen.

Ein Anspruch nach dem BAf6G oder nach §§ 60 bis 62 SGB Il schlie3t den Anspruch auf Leistungen fir
Bildung und Teilhabe im Rahmen des Rechtskreises § 6b BKGG nicht aus, da das BKGG keine Regelung
enthalt, die § 7 Abs. 5 SGB Il entspricht.
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file://///stadt.offenbach.de/daten/oe/amt58/Grundsatz%20und%20Recht/Richtlinien%20und%20Verfahren/§%2028%20Bildung%20und%20Teilhabe/Externe%20Arbeitshilfen/EXT%20-%20Praktische%20Arbeitshilfe%20BuT%20HLT_062018.PDF
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file://///stadt.offenbach.de/daten/oe/amt58/Grundsatz%20und%20Recht/Richtlinien%20und%20Verfahren/§%2027%20Leistungen%20für%20Auszubildende
file://///stadt.offenbach.de/daten/oe/amt58/Grundsatz%20und%20Recht/Richtlinien%20und%20Verfahren/§%2027%20Leistungen%20für%20Auszubildende

1.9. Berechtigte Selbsthilfe (*)

Unter besonderen Voraussetzungen ist der Leistungstrager zur nachtraglichen Erstattung von
Aufwendungen verpflichtet, die von den Eltern bereits getatigt worden sind, um die Teilnahme an
einem Ausflug, einer Klassenfahrt, einer Lernférderung, an der gemeinschaftlichen Mittagsverpflegung
oder einer Aktivitat zur sozialen und kulturellen Teilhabe zu ermoglichen. Zum Zeitpunkt der Selbsthilfe
mussten jedoch grundsatzlich die Voraussetzungen fiir eine Leistungsgewdhrung vorliegen.

- Voraussetzungen der Gewahrung zur Deckung der Bedarfe im Zeitpunkt der Selbsthilfe nach § 28
Abs. 2 und 5 -7 SGB Il lagen vor

und

- der Zweck der Leistung war zum Zeitpunkt der Selbsthilfe durch Erbringung als Sach-, Dienst- oder
Geldleistung ohne eigenes Verschulden des Leistungsberechtigten nicht oder nicht rechtzeitig zu
erreichen.

Gemeint sind dabei zum einen die Falle, in denen der in Betracht kommende Anbieter auf Barzahlung
durch den Kunden besteht, aber auch solche, in denen der Trager die Zahlung nicht rechtzeitig
veranlassen kann, ohne dass die leistungsberechtigte Person dies zu vertreten hatte. Dies betrifft nicht
nur die Falle, in denen der Grundsicherungstrager rechtswidrig die Leistung verweigert oder sdumig
handelt, sondern auch sehr kurzfristig auftretende Bedarfslagen, in denen es nicht moglich ist,
rechtzeitig einen Antrag zu stellen oder diesen zu konkretisieren.

Es wurde nunmehr fir die Erstattung von verauslagten Mitteln eine Regelung geschaffen, die sowohl
fir die Leistungsberechtigen als auch fiir die Trager eine eindeutige Rechtsgrundlage bietet, um die
Probleme angemessen zu l6sen.

Keine Erstattung ist dagegen in den Fallen vorgesehen, in denen sich Leistungsberechtigte aus freien
Stiicken die Leistung selbst beschaffen und die Erstattung ihrer Aufwendungen fordern (z.B. bei der
Lernforderung, die eine vorherige Prifung des Antrages unter Vorlage einer Bescheinigung der Schule
erfordert).

Entscheidend sind letztlich die Konstellationen des jeweiligen Einzelfalls, die durch schematische
Prifanforderungen nicht vollstdndig erfasst und durch allgemeine Beispiele nicht umfassend
dargestellt werden kénnen.

Der Einzelfall ist zu wirdigen und die Entscheidungsgriinde sind in der Akte zu dokumentieren!

War es dem Leistungsberechtigten nicht moglich, rechtzeitig einen Antrag zu stellen oder diesen zu
konkretisieren, gilt dieser zum Zeitpunkt der Selbstvornahme als gestellt b konkretisiert, § 30 S. 2 SGB
1.

2. Die einzelnen Leistungen

2.1. Ausflige / mehrtégige Fahrten

2.1.1. Regelungsinhalt

Die Vorschrift soll die gleichberechtigte Teilnahme aller Kinder und Schilerinnen und Schiiler an Tages-
und Mehrtagesfahrten ohne Riicksicht auf die wirtschaftliche Situation ihrer Eltern sicherstellen. Weil
das Fernbleiben von diesen Gemeinschaftsveranstaltungen Kinder und Jugendliche in ihrer
Entwicklungsphase besonders nachhaltig negativ pragen kann, dient die Vorschrift in besonderem
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Male der Teilhabe am sozialen und kulturellen Leben in der Gemeinschaft. Bitte unbedingt auch den
Corona-Hinweis 4.4. Ausfliige / mehrtégige Fahrten beachten!

2.1.2. Anspruchsvoraussetzungen
Kinder, Jugendliche oder jungen Erwachsene, die zum Personenkreis des SGB Il gehéren
das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben
Besuch einer allgemein- oder berufsbildenden Schule oder Tageseinrichtung oder fiir die
Kindertagespflege geleistet wird und
keine Ausbildungsvergiitung erhalten.

2.1.3. Art und Umfang der Leistungserbringung
Nach dem Gesetzeswortlaut sind die Kosten in tatsachlicher Hohe zu gewéahren.

Jedoch lassen sich aus dem Wandererlass des Hessischen Kultusministeriums vom 07.12.2009
Maximalbetrage ableiten.

Diese belaufen sich auf:

300 € fiir Inlandsfahrten
450 € fur Auslandsfahrten

Kosten, die diese Betrage liberschreiten, kdnnen nicht ibernommen werden. Kosten kdnnen demnach
nur bis zu den Maximalbetragen Glbernommen werden. Siehe hierzu auch LSG Urteil vom 19.10.2012.
G:\Grundsatz und Recht\Richtlinien und Verfahren\§ 28 Bildung und Teilhabe\Abs. 2 Klassenfahrt und
Ausfliige\LSG Urteil - Max. Hohe der Klassenfahrt.pdf

Die Leistungen werden auf die Bildungskarte gebucht und kénnen dort von den Lehrkraften bzw.
Schulen abgerufen werden (siehe Anleitung: G:\Grundsatz und Recht\Richtlinien und Verfahren\§ 28
Bildung und Teilhabe\Bildungskarte\Umsetzung der BuT Leistungen mit der Bildungskarte in

LAMMkom.pdf). Sofern die Schule einer Nutzung der Bildungskarte nicht zustimmt, ist eine Zahlung
direkt auf das angegebene Konto der Schule, der Lehrkraft, etc. moglich.

Die Leistungen werden zweckgebunden gewahrt. Da die Leistungen im Wege der Direktzahlung
erbracht werden, ist ein Verwendungsnachweis regelmaRig entbehrlich. Sofern die Schulen mitteilen,
dass ein Kind / ein Jugendlicher nicht an der Klassenfahrt teilgenommen hat, ist der Schule fir die
Rickiiberweisung das entsprechende Kassenzeichen mitzuteilen

Es wird keine Unterscheidung in Kosten der Fahrt sowie Kosten fiir erganzende Artikel (Bekleidung,
Badeartikel etc.) vorgenommen. Die Maximalbetrage decken samtliche im Zusammenhang mit der
Fahrt stehende Kosten ab.

Haufigkeit von Klassenfahrten (*)

Unter Nr. 1.1.2 - 4 des Erlasses des Hessischen Kultusministeriums zu Schulwanderungen und
Schulfahrten von 07. Dezember 2009 wird fiir die allgemeinbildenden Schulen die Haufigkeit der
Klassenfahrten geregelt.

15


file://///stadt.offenbach.de/daten/oe/amt58/Grundsatz%20und%20Recht/Richtlinien%20und%20Verfahren/§%2028%20Bildung%20und%20Teilhabe/Abs.%202%20Klassenfahrt%20und%20Ausflüge/LSG%20Urteil%20-%20Max.%20Höhe%20der%20Klassenfahrt.pdf
file://///stadt.offenbach.de/daten/oe/amt58/Grundsatz%20und%20Recht/Richtlinien%20und%20Verfahren/§%2028%20Bildung%20und%20Teilhabe/Abs.%202%20Klassenfahrt%20und%20Ausflüge/LSG%20Urteil%20-%20Max.%20Höhe%20der%20Klassenfahrt.pdf
file://///stadt.offenbach.de/daten/oe/amt58/Grundsatz%20und%20Recht/Richtlinien%20und%20Verfahren/§%2028%20Bildung%20und%20Teilhabe/Bildungskarte/Umsetzung%20der%20BuT%20Leistungen%20mit%20der%20Bildungskarte%20in%20LÄMMkom.pdf
file://///stadt.offenbach.de/daten/oe/amt58/Grundsatz%20und%20Recht/Richtlinien%20und%20Verfahren/§%2028%20Bildung%20und%20Teilhabe/Bildungskarte/Umsetzung%20der%20BuT%20Leistungen%20mit%20der%20Bildungskarte%20in%20LÄMMkom.pdf
file://///stadt.offenbach.de/daten/oe/amt58/Grundsatz%20und%20Recht/Richtlinien%20und%20Verfahren/§%2028%20Bildung%20und%20Teilhabe/Bildungskarte/Umsetzung%20der%20BuT%20Leistungen%20mit%20der%20Bildungskarte%20in%20LÄMMkom.pdf

In den Jahrgangsstufen 1-3 sollte die zeitliche Ausdehnung von Wanderungen der taglichen
Unterrichtszeit entsprechen; in der Jahrgangsstufe 4 sollten ganztagige Veranstaltungen geplant
werden. In diesen Jahrgangsstufen sind auch mehrtagige Klassenfahrten moglich.

In den Jahrgangsstufen 5-10 kann ein Schiiler oder eine Schiilerin héchstens an drei mehrtéagigen
Veranstaltungen, die sich auf drei verschiedene Schuljahre und drei verschiedene Kalenderjahre
verteilen missen, teilnehmen.

In der Oberstufe kann eine Schiilerin oder ein Schiiler an hochstens einer Studienfahrt teilnehmen.

Eine Studienfahrt nach Berlin, Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Sachsen-Anhalt
oder Thiiringen oder eine Fahrt im Austausch mit Partnerschulen kann zusatzlich stattfinden (Nr. 1.1.4).

Ggfs. missen sich die Eltern fiir eine Fahrt entscheiden oder der Antrag ist abzulehnen, wenn durch
eine bereits erfolgte Teilnahme die o0.g. Voraussetzungen bereits erschopft sind.

Hierbei ist jedoch weiterhin Ermessen auszuiiben. So kann z.B. bei einem Schulwechsel eine
Kennenlernfahrt trotzdem Gbernommen werden, da die Integration des Kindes héher zu werten ist als
die Erflillung des Erlasses.

Vorbereitende Tagesveranstaltungen (*)

Hangt die Teilnahme an einer mehrtagigen Klassenfahrt in schulrechtlich zulassiger Weise (untrennbar)
von der vorherigen Teilnahme an einer eintdgigen Veranstaltung (z.B. vorbereitender Ski-Kurs) ab,
zdhlen auch diese Kosten zu den Kosten der mehrtégigen Klassenfahrt (BSG vom 23. Marz 2010, Az. B
14 AS 1/09 R). Um klarzustellen, dass die Veranstaltung von der Schule veranlasst ist, kann eine
Bestatigung der Schule eingeholt werden, die belegt, dass die Veranstaltung der Vorbereitung der
Klassenfahrt dient und somit ein integrierter Bestandteil ist.

Zusatzliche Kosten fur Verpflegung (Selbstversorger) (*)

In der Regel beinhalten die Kosten einer Klassenfahrt auch die Verpflegung. In hoheren
Schuljahrgangen (Oberstufe) kommt es durchaus vor, dass sich die Schilerinnen und Schiler bei einer
Klassenfahrt selbst versorgen miissen. Zur Ermittlung eines Pauschalbetrages fiir die Verpflegung kann
die Verordnung zur sozialversicherungspflichtigen Beurteilung von Zuwendungen herangezogen

werden. Auf Grundlage dieser Verordnung kann ein Betrag von 10 € fiir die Tagesverpflegung
bericksichtigt werden (An- und Abreisetag jeweils 5 €).

Zu beachten ist, dass die Kosten der Klassenfahrt zuziiglich der ermittelten , Verpflegungspauschale”
den Hochstbetrag nach dem Erlass des Hessischen Kultusministeriums nicht Gberschreiten diirfen.

Die Konkretisierung des Antrags auf Kosten der Klassenfahrt und , Verpflegungspauschale” kann in
einem Formular erfolgen.

2.1.4. Antragsverfahren/Nachweise

Vorzulegen sind:
Formular KOMM MIT (Riickseite / Angaben der Kita / Schule) ODER
Info / Allgemeines Schreiben des Klassenlehrers zur Klassenfahrt
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2.2. Personlicher Schulbedarf

2.2.1. Regelungsinhalt

In der Vergangenheit waren die Leistungssdtze fiir den personlichen Schulbedarf durch den
Gesetzgeber starr festgeschrieben und wurden nur mit Rechtsdnderung angepasst. Zukinftig wird die
Hohe des Schulbedarfs mit der Entwicklung der Regelbedarfe jahrlich fortgeschrieben. Dies betrifft
erstmalig die Ausstattung mit personlichem Schulbedarf ab 2021. Bei Schilerinnen und Schiilern
werden 51,50 € zum 1. Februar 2021 und 103 € zum 1. August 2021 berlicksichtigt. Die Hohe der
Pauschale fir das zweite Schulhalbjahr betragt jeweils 50% der Pauschale des ersten Schulhalbjahres.
Die strikte Stichtagsregelung 01. August und 01. Februar ist aufgehoben. Somit kann in Einzelfallen
auch dann die Schulpauschale gewahrt werden, wenn die Kinder nicht zu den Stichtagen im Bezug von
Leistungen nach dem SGB Il gestanden haben.

Hohe der Schulpauschale im jeweiligen Kalenderjahr:

02/20 | 50€ 08/20 | 100€
02/21 51,50€ 08/21 | 103€
02/22 | noch unbekannt | 08/22 | noch unbekannt

Erfolgt die erstmalige Aufnahme in die Schule in der Zeit vom 01.08. — 31.01. (erstes Schulhalbjahr),
wird eine Pauschale analog der Pauschalzahlung zum 01. August gewahrt. Erfolgt die erstmalige
Aufnahme in die Schule in der Zeit vom 01.02. — 31.07. (zweites Schulhalbjahr) wird eine Pauschale in
Hohe der Summe aus Pauschalzahlung zum 01. August und Pauschalzahlung zum 01. Februar gewahrt.
Wird der Schulbesuch nach dem August unterbrochen und nach dem Februar erst
wiederaufgenommen, wird lediglich eine Pauschale in Hohe der Pauschalzahlung zum 01. Februar
gewahrt.

Mit der Anerkennung eines zusatzlichen Bedarfs fir die personliche Schulausstattung soll die
Anschaffung von Gegenstanden moglich sein, die fir den Schulbesuch bendétigt werden. Zusatzliche
Bedarfe fur Lernmaterial, wie z.B. Workbooks kénnen nicht Gibernommen werden. Bitte unbedingt
auch den Corona-Hinweis 4.3. Persénlicher Schulbedarf beachten!

2.2.2. Anspruchsvoraussetzungen
Schiilerinnen und Schiiler, die zum Personenkreis des SGB |l gehdren
das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben
eine allgemein- oder berufsbildende Schule besuchen und
keine Ausbildungsvergiitung erhalten.

Besondere Fallgestaltungen (*)

Sofern fiir ein im Rahmen des Besuchs einer allgemein- oder berufsbildenden Schule abzuleistendes
Praktikum zum Erwerb praktischer Kenntnisse und Erfahrungen eine Geldleistung gewahrt wird,
stellt sie unabhdngig von ihrer tatsdchlichen Bezeichnung keine (iblicherweise auf einer
systematischen Berufsausbildung basierende Ausbildungsvergiitung dar; in diesem Fall liegt daher
kein Leistungsausschluss vor.

Der Begriff der ,,Schiilerinnen und Schiiler” in § 28 Abs. 1 Satz 2 SGB Il wurde fiir die Bedarfslagen nach
dem SGB Il definiert und unterscheidet sich von dem schulrechtlichen Begriff. Demzufolge hat das BSG
den Anspruch eines behinderten Kindes, das durch den Besuch einer staatlich anerkannten
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Tagesbildungsstatte seine Schulpflicht erfiillt, auf Gewdhrung des Schulbedarfs bestatigt (BSG Urteil
vom 19. Juni 2012 -B 4 AS 162/11 R).

Schiilerinnen und Schiiler der Vorklasse erhalten ebenfalls den Pauschalbetrag. Die Vorklassen sind
nach § 18 Abs. 2 Hessisches Schulgesetz ein Teil der Grundschule.

Bezieher von BAf6G haben keinen Anspruch auf Bildungs- und Teilhabeleistungen, soweit es sich um
die Geltendmachung des ausbildungsgeprdgten Bedarfes handelt, der bereits durch die BAf6G-
Leistung gedeckt ist. Hierunter fallen sowohl die Schulbeihilfe als auch die Schiilerbeférderungskosten.

2.2.3. Art und Umfang der Leistungserbringung
Die Leistungen werden zum 01.08. und zum 01.02. als Geldleistung an den Kunden gezahlt, wenn der
Kunde im jeweiligen Monat im laufenden Leistungsbezug steht (Ausnahmen méglich - 2.2.1).

Kinder, die erst nach dem jeweiligen Stichtag erstmalig oder aufgrund einer Unterbrechung ihres
Schulbesuches erneut in die Schule aufgenommen werden, erhalten ihre Leistungen auch auRerhalb
der Stichtage in Hohe (s.o0. 2.2.1).

2.2.4. Antragsverfahren/Nachweise

Die Schulpauschale ist nicht gesondert zu beantragen. LAMMkom gewéhrt fiir Kinder im Alter von 7
bis 14 Jahren automatisch den jeweiligen Schulbedarf. Fir Kinder, die auBerhalb dieser Altersgruppe
eine allgemeine oder berufsbildende Schule besuchen, ist ein entsprechender Nachweis (iber den
Schulbesuch erforderlich. Dies erfolgt durch Vorlage einer Schulbescheinigung oder bei Erstkldsslern
durch einen Nachweis Uber die Einschulung.

2.3. Aufwendungen fiir Schilerbeférderung

2.3.1. Regelungsinhalt

Schilerinnen und Schiilern, die fir den Besuch der néachstgelegenen Schule des gewadhlten
Bildungsganges mit dem benétigten Unterrichtsprofil auf Schilerbeférderung angewiesen sind,
erhalten die dafiir erforderlichen tatsachlichen Aufwendungen, soweit sie nicht von Dritten (Schulamt,
Wohlfahrtsverbédnde, Personen aus privatem Umfeld) ilbernommen werden.

2.3.2. Vorrangige Zustandigkeit beim Schulamt

Hauptschule bis einschliefilich 9. Klasse
Hauptschule (erweitert) bis einschlieRlich 10. Klasse
Realschule bis einschliefllich 10. Klasse
Gymnasium (G8) bis einschlieRlich 9. Klasse
Gymnasium (G9) bis einschlieflich 10. Klasse

Das erste Jahr der besonderen
Bildungsgange (BGJ, BV, EIBE etc.) wenn durch deren Besuch die Vollzeitschulpflicht erfillt
wird, zahlt das Schulamt das erste Jahr

Das erste Jahr der Berufsschule komplett
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2.3.3. Anspruchsvoraussetzungen

- Schiilerinnen und Schiiler, die zum Personenkreis des Sozialgesetzbuches Il gehéren

- das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben

- eine allgemein- oder berufsbildende Schule besuchen

- ab Sekundarstufe Il (siehe 2.2.3)

- Schulweg betragt mehr als 3 km

- keine ndhergelegene Schule des gewahlten Bildungsgangs mit dem bendtigten Unterrichtsprofil
vorhanden

- keine Ausbildungsvergitung erhalten

- keine vorrangige Fordermoglichkeit vorhanden

- Kosten miissen tatsachlich anfallen

- Beschrankung auf offentliche Verkehrsmittel.

Besondere Fallgestaltungen (*)

Sofern fiir ein im Rahmen des Besuchs einer allgemein- oder berufsbildenden Schule abzuleistendes
Praktikum zum Erwerb praktischer Kenntnisse und Erfahrungen eine Geldleistung gewdahrt wird,
stellt sie unabhdngig von ihrer tatsdchlichen Bezeichnung keine Ublicherweise auf einer
systematischen Berufsausbildung basierende Ausbildungsvergiitung dar; in diesem Fall liegt daher
kein Leistungsausschluss vor.

Bezieher von BAf6G haben keinen Anspruch auf Bildungs- und Teilhabeleistungen, soweit es sich um
die Geltendmachung des ausbildungsgepragten Bedarfes handelt, der bereits durch die BAfoG-
Leistung gedeckt ist. Hierunter fallen sowohl die Schulbeihilfe als auch die Schilerbeférderungskosten.

2.3.4. Art und Umfang der Leistungserbringung

Die in die Hessen verwendete Schiler-Jahreskarte ist das ,Schilerticket Hessen”. Diese kostet 365 €
und ist ein Jahr lang giiltig. Zwar ist eine monatliche Zahlung zu je 31 € mdglich, aus Griinden der
Verwaltungsvereinfachung zahlen wir jedoch immer den Jahresbeitrag.

Das Schilerticket Hessen kann das ganze Jahr Gber gekauft werden. Die Giiltigkeit beginnt am
jeweiligen Monatsersten und geht ein Jahr.

Das Schiilerticket Hessen kann nur flr ein komplettes Jahr gekauft werden, unabhangig davon, ob der
Betrag in einer Summe bezahlt oder in Raten zuriickgezahlt wird. Zwar ist eine monatliche Kiindigung
moglich, allerdings wird bei vorzeitiger Kindigung fir jeden angefangenen Monat 1/6 des
Verkaufspreises berechnet.

Das Schilerticket Hessen berechtigt zu Fahrten im gesamten Netz der regionalen Verkehrsbetriebe.
Hierdurch entfallen unterschiedliche Tarifstufen und im Regelfall wird das Schilerticket Hessen
glinstiger sein als zuvor die CleverCard.

Das Schilerticket Hessen ist regelmaRig das glinstigste Schiilerticket. Kunden sind daher nicht
verpflichtet nachzuweisen, ob es in ihrem Fall glinstigere Ticketangebote gibt.

Soweit offensichtlich ein anderes Ticketsystem ginstiger ist (z.B., weil absehbar ist, dass Bedarf fir
Schilerbeforderungskosten fir weniger als ein Jahr bestehen wird), ist eine Ermittlung von Amts
wegen anzustoBen. Ggf. sind Kosten fiir das Schiilerticket Hessen dann nur anteilig zu gewahren.
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Die Kosten werden in einer Summe an den Kunden gezahlt. Der bislang zumutbare Eigenanteil von 5 €
pro Monat entfallt.

Fragen und Antworten zum Schilerticket kénnen unter G:\Grundsatz und Recht\Richtlinien und
Verfahren\§ 28 Bildung und Teilhabe\Abs. 4 Schiilerbeférderungskosten\FAQ Schilerticket Hessen.pdf
eingesehen werden.

2.3.5. Ausnahmeregelungen und Besonderheiten

Nach dem Gesetzeswortlaut kdnnen Leistungen nur gewahrt werden, wenn die nachstgelegene Schule
des gewahlten Bildungsgangs mit dem bendtigten Unterrichtsprofil besucht wird. In der Praxis ist dies
jedoch nur schwer zu tiberprifen. Auch ist es Wille der Geschaftsfiihrung, dass hier kein Schulwechsel
erzwungen werden soll bzw. Schilerbeférderungskosten nicht bzw. nicht in voller Hohe ibernommen
werden. Dieser Punkt der Anspruchsvoraussetzungen kann daher bei der Antragsprifung
vernachladssigt werden.

Betriebspraktika sind gemaR dem Erlass tUber die Zusammenarbeit von Schule und Betrieb im Bereich
der allgemeinbildenden und der berufsbildenden Schulen vom 20. Dezember 2010 (ABI. 2011 S. 3; Nr.
[1.1. Buchstabe a) bei berufsbildenden Schulen Bestandteil des berufsbildenden Lernbereichs und bei
allgemeinbildenden Schulen Bestandteil des Berufsorientierungsprozesses. Sie gehdren aufgrund ihrer
auf mehrere Wochen angelegten Dauer zum regelmaBigen lehrplanmaligen Unterricht nach § 161
Abs. 2 Satz 1 HSchG. Gehoren die Schiilerinnen und Schiiler nicht zu dem in § 161 Abs. 1 Satz 1 HSchG
genannten Personenkreis (siehe oben), so kommt eine Ubernahme der Fahrtkosten in Betracht. Der
Praktikumsbetrieb tritt bezliglich der Wegstrecke an die Stelle der in § 28 Abs. 4 Satz 1 SGB genannten
,hachstgelegenen Schule”. (*)

Nach Nr. 1ll.3. des Erlasses liber die Zusammenarbeit von Schule und Betrieb kann das Betriebs-
praktikum zwar in besonderen Féllen, vor allem in der Sekundarstufe Il, auch im Ausland durchgefiihrt
werden. Nach Nr. l11.2. Buchstabe g dieses Erlasses besteht bei Praktika im Ausland aber kein Anspruch
auf Ersatz der Reisekosten. (*)

Einjahrige Praktika im Sinne des § 48 Abs. 4 Nr. 4 der Oberstufen- und Abiturverordnung (OAVO) mit
dem Ziel, eine ausreichende berufliche Tatigkeit flir den Erwerb der Fachhochschulreife nachzuweisen,
kénnen nach dem Ende des ersten Jahres der Qualifikationsphase nur vormalige Schilerinnen und
Schiler einer gymnasialen Oberstufe oder eines beruflichen Gymnasiums absolvieren. Sie besuchen
wahrend der Praktikumszeit keine Schule mehr, daher kann eine Ubernahme der Beférderungskosten
zur Praktikumsstelle nicht erfolgen. (*)

Planspiele kénnen als Unterrichtsmethode eingesetzt werden. Sie diirfen insoweit nur dann aufRerhalb
der Schule stattfinden und dadurch zusatzliche Fahrkosten verursachen, wenn sie tUber einen langeren
Zeitraum hinweg in einem geregelten Zeittakt stattfinden (regelmaRiger, lehrplanmaRiger Unterricht
i.5.d. § 161 Abs. 2 Satz 1 HSchG). Etwaige Planspiele auBerhalb des Unterrichts kénnen
Unterrichtsgdnge im Sinne des Wandererlasses (siehe 2. Ausfliige und Klassenfahrten) sein; dann
allerdings ist eine kostentrachtige Teilnahme nicht verpflichtend. (*)

Fir Teilnehmer von , Sprachférderkursen fiir Flichtlinge an Schulen fiir Erwachsene” aufgrund des
Aktionsplans zur Integration von Fliichtlingen und Bewahrung des gesellschaftlichen Zusammenhalts
kénnen ebenfalls Schiilerbeférderungskosten tber Leistungen fiir Bildung und Teilhabe Gbernommen
werden. Die Teilnehmer sind als ,,Schiiler” zu betrachten. Leistungen fir Bildung und Teilhabe kommen
hierbei aber nur fir Personen unter 25 Jahren in Betracht.
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2.3.6. Vorausleistung von Schilerbeférderungskosten und Kostenerstattung durch das
Schulamt

In Fallen, in denen eine Bewilligung von Schiilerbeférderungskosten durch das Schulamt erfolgt ist,
kénnen Leistungsberechtigte bei der MainArbeit die Vorleistung der Beférderungskosten beantragen,
wenn ihnen dies aus finanziellen Grinden selbst nicht moglich ist. Da das Schulamt die bewilligten
Schilerbeforderungskosten erst am Halbjahresende erstattet, kann die MainArbeit im Rahmen der
Gewahrung eines Darlehens nach § 24 (1) SGB Il (unabweisbarer Bedarf) in Vorlage treten und sich die
geleisteten Zahlungen vom Schulamt erstatten lassen. Bei dieser Vorausleistung handelt es sich nicht
um eine BUT-Leistungsgewahrung nach & 28 (4) SGB I, da die Bewilligung von
Schilerbeforderungskosten tber das Schulamt ja gerade einen Leistungsanspruch nach § 28 SGB Il
ausschlieBt. Das Verfahren zum Schiilerticket Hessen findet sich in der neuen Verfahrensanweisung
Schulerticket Hessen — Darlehen nach § 24 Abs. 1 SGB Il unter G:\Grundsatz und
Recht\Verfahrensanweisungen\Verfahrensanweisungen Bereich
Leistung\VA 6 201703 Schilerticket Hessen Version D.pdf

2.3.7. Antragsverfahren/Nachweise
Vorzulegen sind:
Formular FAHR MIT Bus & Bahn
Schulbescheinigung (vor Anforderung im Bereich Vermittlung erkundigen, ob eine
Bescheinigung dort vorliegt)
soweit Zuschiisse von Dritten gewdhrt werden, ein entsprechender Nachweis
soweit noch die Sekundarstufe 1 besucht wird, der Ablehnungsbescheid des Schulamtes
Erforderliche Kosten sind nur noch nachzuweisen, soweit im Einzelfall ein anderes
Ticketsystem glinstiger wie das Schiilerticket Hessen ist.

Ferner ist zu prifen:
ob die Entfernung zwischen Wohnort und Schule mehr als 3 km betrégt (Internet-Routenplaner
z.B. Google Maps).

2.3.8. Sonderfall: Frébelschule

Schiilerbeforderungskosten, die fiir den Besuch der Frobelschule anfallen, werden grundsatzlich durch
das Schulamt als vorrangiger Leistungstrager gedeckt. Sofern in der Vergangenheit Falle bewilligt
wurden und diese bei der Sachbearbeitung auffallen, ist umgehend Ricksprache mit der Teamleitung
zu halten.

Auch in Fallen, in denen ein Antrag auf Schilerbeférderung fir die Sekundarstufe Il gestellt wird oder
das Sozialamt eine Kostenlibernahme anfragen sollte, ist Riicksprache mit der jeweiligen Teamleitung
zu halten.

2.4. Lernforderung

2.4.1. Regelungsinhalt
Die nachfolgende Richtlinie regelt die Ubernahme der Kosten fiir Nachhilfeunterricht fiir Schiilerinnen
und Schiiler in Offenbach als Bestandteil von § 28 SGB II.

Nachhilfeunterricht ist ein gezielter Zusatzunterricht, den der Schiiler/in oder Berufsschiler/in durch
eine schulpddagogisch ausgebildete Fachkraft, einen Studenten oder eine sonstige qualifizierte
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Fachkraft der betreffenden Fachrichtung erhalt, um aulRergewdhnliche, aber (berschaubare
Lernriickstéande in einem bestimmten Fach aufzuholen. Er orientiert sich am Lehrplan der Schule und
dem in der Klasse der betroffenen Schiilerin bzw. des betroffenen Schiilers gefordertem
Leistungsniveau. Es muss eine realistische Moglichkeit bestehen, die Lerndefizite mittels
Nachhilfeunterricht zu beheben. Bitte unbedingt auch den Corona-Hinweis 4.2. Lernférderung
beachten!

2.4.2. Anspruchsvoraussetzungen
Schiilerinnen und Schiiler, die zum Personenkreis des Sozialgesetzbuches Il gehéren
das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben
eine allgemein- oder berufsbildende Schule besuchen
keine Ausbildungsvergiitung erhalten
Erreichen des Lernziels im jeweiligen Bildungsgang muss gefihrdet sein bzw.
Stabilisierung eines ausreichenden Leistungsniveaus erforderlich
positive Prognose notwendig; das Erreichen des Lernziels im jeweiligen Bildungsgang bzw.
ein ausreichendes Leistungsniveau muss im Forderzeitraum noch zu erreichen sein
Leistungsschwache nicht begriindet in unentschuldigten Fehlzeiten oder anhaltendem
Fehlverhalten
keine geeigneten, kostenfreien schulischen Angebote vorhanden

Besondere Fallgestaltungen (*)

Sofern fiir ein im Rahmen des Besuchs einer allgemein- oder berufsbildenden Schule abzuleistendes
Praktikum zum Erwerb praktischer Kenntnisse und Erfahrungen eine Geldleistung gewahrt wird, stellt
sie unabhangig von ihrer tatsidchlichen Bezeichnung keine Ublicherweise auf einer systematischen
Berufsausbildung basierende Ausbildungsvergiitung dar; in diesem Fall liegt daher kein
Leistungsausschluss vor.

2.4.3. Art und Umfang der Leistungserbringung
i.d.R. maximale Forderung fiir zwei Facher
i.d.R. maximal vier Unterrichtsstunden pro Woche (Abweichungen in Ausnahmeféllen moglich)
i.d.R. maximale Forderungsdauer sechs Monate (Abweichungen in Ausnahmefallen maoglich)
i.d.R. Forderung ab Beginn der Herbstferien moglich. Anerkannt werden kdnnen Antrage, die
innerhalb einer Woche vor Beginn der Herbstferien eingereicht werden.
Ubernahme i.d.R. nur bis zum Ende des Schuljahres

Fir den Nachbhilfeunterricht (Einzelunterricht) wird jeweils ein Stundenhonorar bis zur nachstehend
genannten Hohe gezahlt:

Schulp&ddagogisch ausgebildete Fachkraft bis zu 20 € (je Schulstunde)
Studenten der betreffenden Fachrichtung und sonstige qualifizierte Fachkrafte bis zu 15 € (je
Schulstunde)

Fir andere Nachhilfeformen in Kleingruppen (Institute etc.) kdnnen bei gleichen Leistungen Betrage in
entsprechender Hohe Gibernommen werden.

Die Leistung ist auf die Bildungskarte zu buchen (siehe Anleitung: G:\Grundsatz und Recht\Richtlinien
und Verfahren\§ 28 Bildung und Teilhabe\Bildungskarte\Umsetzung der BuT Leistungen mit der
Bildungskarte in LAMMkom.pdf).
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2.4.4. Grundschulen
Es kann nicht ausgeschlossen werden, dass bereits im Grundschulalter ein begriindeter Férderbedarf
fiir eine Versetzung bestehen kann.

Eine Ausnahme ist in Fallen des Besuchs der 1. Klasse zu sehen. Hier besteht die Moglichkeit einer
Rickstufung in die Vorschulklasse. Vor einer Bewilligung von Lernférderkosten ist daher in diesen
Fallen vorrangig die Moglichkeit der Rickstufung zu prifen.

2.4.5. Osterferiencamps und vergleichbare Intensivkurse
Osterferiencamps und vergleichbare Intensivkurse kénnen tber § 28 (5) SGB Il Gbernommen werden.
Eine Uberpriifung der Anspruchsvoraussetzungen gemaR 2.4.2. kann in diesen Féllen entfallen.

Die , Osterferiencamps” sind eine spezielle Form der Lernférderung fiir Schiilerinnen und Schiler der
achten und neunten Klassen in Hessen. Die Camps finden als Intensivkurse ganztagig und mehrere
Tage wahrend der Osterferien statt. Das Konzept basiert auf der Mischung von Lernen in einem der
drei Hauptfacher, Freizeitaktivititen und Projektarbeit und wird vom Land Hessen finanziell
unterstitzt. Die Osterferiencamps gelten als kurzfristige Lernforderung und kdnnen demnach auf
Antrag als Lernforderung im Rahmen des Bildungs- und Teilhabepakets anerkannt werden. (*)

Im Rahmen des § 28 Abs. 5 SGB Il ist es grundsatzlich moglich, derjenigen Schiilerin bzw. demjenigen
Schiler, der zur Nachprifung in einem Fach zugelassen wurde, noch kurzfristig bis zur letzten
Ferienwoche (Nachprifungstermin) eine geeignete Lernforderung zu zahlen. (*)

2.4.6. Griinde, die nicht zu einer Bewilligung von Kosten der Lernférderung fiihren
langerfristige Erkrankung des Lehrers
bloRer Wunsch nach schulischer Verbesserung ohne Gefahrdung des Erreichens des Lernziels
Erreichen eines hoherwertigen Abschlusses
Besuch einer besseren Schulform.

Die Ubernahme der Kosten fiir eine Kombinationslésung von Hausaufgabenbetreuung und
Lernforderung ist nicht moglich. Die gezielte Forderung einer Schiilerin bzw. eines Schilers ist nur in
Kleingruppen oder im Einzelunterricht wirklich effektiv. Dagegen ist die notwendige Forderung in
einem bestimmten Unterrichtsfach im Rahmen einer allgemeinen Hausaufgabenbetreuung nicht
sinnvoll. Auch die in den Ganztagsschulen angebotene Hausaufgabenbhilfe ist als Lernforderung nicht
geeignet. Denn laut der ,,Richtlinie fiir ganztdgig arbeitende Schulen” vom 01. November 2011 sind die
Schulen gehalten, ,Forderunterricht und Wahlangebote im Sinne der Stundentafel” vorzuhalten. (*)

Soweit ein individueller sonderpadagogischer Férderbedarf besteht, darf dieser nicht tGber das BTP
kompensiert werden. Es besteht hier ein Vorrang der Leistungen nach dem SGB VIII. (*)

Deutschkurse fiir Kinder mit Migrationshintergrund werden (ber die Staatlichen Schulamter
organisiert. Vor der Einschulung werden Vorlaufkurse angeboten. Fiir die , Seiteneinsteiger” in héhere
Klassenstufen werden in bestimmten Schulen Kurse eingerichtet. Die Vermittlung erfolgt tGber das
jeweilige Staatliche Schulamt. (*)

23



2.4.7. Umgang mit Teilleistungsschwachen (*)

Schilerinnen und Schiiler mit besonderen Schwierigkeiten beim Lesen und Rechtschreiben oder beim
Rechnen haben Zugang zur Lernférderung des Bildungs- und Teilhabepakets. Das Vorliegen einer
Teilleistungsschwache ist fir sich allein kein Ablehnungsgrund.

Die individuelle Férderung von Schiilerinnen und Schiilern mit besonderen Schwierigkeiten beim Lesen
und Rechtschreiben oder Rechnen ist gemal der ,Verordnung zur Gestaltung des Schulverhaltnisses”

(s. 0.) eine Pflichtaufgabe der Schulen. Die Klassenkonferenz kann eine Teilleistungsschwéche
feststellen und einen Nachteilsausgleich im Forderplan als Teil des Notenschutzes festlegen.

Die Diagnose, ob eine ,Legasthenie” oder eine ,Dyskalkulie” vorliegt (vgl. dazu ,Hessische
Empfehlungen zu Hilfen gemaR § 35a SGB VIII fir ambulante MaBnahmen der Eingliederungshilfe bei
Legasthenie und Dyskalkulie”, Stand 1. Januar 2011), wird nicht von Lehrkraften getroffen, da diese
eine medizinische Diagnose ist.

Unmittelbare schulische Angebote sind auch von Schiilerinnen und Schilern mit
Teilleistungsschwachen vorrangig zu nutzen. Sollte kein (ausreichendes) schulisches Forderangebot
vorhanden sein, ware eine Lernférderung moglich.

Aulerschulische Lernférderung im Rahmen der Leistungen fir Bildung und Teilhabe kommt deshalb
fir die betroffenen Schiilerinnen und Schiiler regelhaft nur unter einer der folgenden Voraussetzungen
in Betracht:

Die Schule legt Art und Umfang der Férderung sowie den schulischen Forderplan dar und
begriindet den Bedarf fiir eine zusatzliche aulRerschulische Lernférderung zur Erreichung der
,wesentlichen Lernziele”.

Die MaRRnahmen der schulischen Férderung sind abgeschlossen.

Es besteht kein vorrangiger Anspruch auf auBerschulische Férderung im Rahmen der Eingliede-
rungshilfe fiir seelisch Behinderte bzw. von seelischer Behinderung bedrohte Kinder und
Jugendliche gemaR SGB VIII, weil die Schulerin/der Schiler nicht zu diesem Personenkreis
gehort.

Die Fordermoglichkeiten des § 35a SGB VIII sind nicht zu (berpriifen, wenn bei einer Schilerin bzw.
einem Schiiler weder Legasthenie oder Dyskalkulie noch ein entsprechender Verdacht besteht. Sobald
ein Verdacht vorliegt, muss aber eine Priifung erfolgen — vor der Entscheidung liber einen Antrag auf
Lernforderung nach SGB Il bzw. SGB XII. Hierzu gibt es eine eindeutige Zustandigkeit der SGB VIII-
Trager.

Die Uberpriifung nach § 35a SGB VIII benétigt in der Regel mehrere Monate. Soweit die sonstigen
Voraussetzungen fiir eine Lernforderung erfillt sind, steht fest, dass ein Anspruch entweder auf
Lernforderung nach § 28 Abs. 5 SGB Il bzw. § 34 Abs. 5 SGB Xll oder auf Therapie nach § 35a SGB VIl
besteht. In der Zwischenzeit kann in diesen Fallen die Lernforderung gewahrt werden. Falls die Priifung
des Jugendamtes ,positiv” ausfallt, ware sodann die Eingliederungshilfe nach SGB VIII vorrangig,
andernfalls wiirde die laufende Lernforderung weiterlaufen.

Eine dauerhafte schulbegleitende Forderung stiinde dem Willen des Gesetzgebers entgegen. Die
Lernforderung ist daher stets zeitlich zu begrenzen, z.B. bis zum Ende des Schuljahres, und kann im
Anschluss beim weiteren Vorliegen der Voraussetzungen weiterbewilligt werden.

Fir die Weiterbewilligung ist erforderlich, dass in einem bestimmten Zeitraum durch die
Lernforderung eine sichtbare Verbesserung eintritt, also tatsachliche Fortschritte messbar sind. Nur
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dann stellt die Lernférderung eine geeignete MalRnahme dar und l3sst sich eine Ausnahme von der
grundsatzlichen Kurzfristigkeit der Leistung rechtfertigen.

Im Rahmen der Lernforderung werden keine Kosten fiir eine ,, Therapie” Glbernommen.

2.4.8. Antragsverfahren/Nachweise
. Formular LERN MIT (Vorlage des Zeugnisses ist nicht mehr erforderlich).

2.5. Gemeinschaftliche Mittagsverpflegung

2.5.1. Regelungsinhalt

Die Vorschrift soll die gleichberechtigte Teilnahme aller Kinder, Schiilerinnen und Schiiler an der
Mittagsverpflegung ohne Riicksicht auf die wirtschaftliche Situation ihrer Eltern sicherstellen. Hierbei
soll auch die regelmaBige Verpflegung der Kinder sichergestellt werden, deren Eltern mit ihrer
Erziehungspflicht nicht ordnungsgemall umgehen. Der bislang angerechnete Eigenanteil von 1 € pro
Essen entfillt. Bitte unbedingt auch den Corona-Hinweis 4.1. Gemeinschaftliche Mittagsverpflegung
beachten!

2.5.2. Anspruchsvoraussetzungen
Kinder, die zum Personenkreis des SGB Il gehéren und regelmaRig an einer gemeinschaftlichen
Mittagsverpflegung in der der Schule (incl. Catering der Schule), Kindertagesstitte oder
Tageseltern teilnehmen. Achtung! Zum 01.01.2014 ist die Rechtsgrundlage fiir die Ubernahme
der Kosten von Hort-Mittagessen (nur ein ,klassischer Hort“ — Mittagsverpflegung, welches in
irgendeiner Weise in schulischer Verantwortung stattfindet, ist weiterhin zu gewahren)
entfallen!
das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben
eine allgemein- oder berufsbildende Schule oder KITA besuchen und
keine Ausbildungsverglitung erhalten.

2.5.3. Art und Umfang der Leistungserbringung

2.5.3.1. Verfahren EKO (Eigenbetrieb Kindertagesstatten Offenbach)

Die Mittagsverpflegung bei den stddtischen Kindertagesstiatten wird grundsatzlich fir 11
Beitragsmonate fallig. Das Kindergartenjahr wird fiir jedes Kalenderjahr festgesetzt, wobei ein Monat
beitragsfrei ist und keine Zahlungen zu erfolgen haben.

Das Auszahlungsverfahren erfolgt seit dem 01.08.2020 (iber die Bildungskarte. Die Bearbeitung erfolgt
durch die BuT-Sachbearbeitung.

Das genaue Verfahren findet sich in der VA BuT Mittagsverpflegung EKO unter:

G:\Grundsatz und Recht\Verfahrensanweisungen\Verfahrensanweisungen Bereich
Leistung\VA 6 201202 Mittagsverpflegung EKO Version |.pdf
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file://///stadt.offenbach.de/daten/oe/amt58/Grundsatz%20und%20Recht/Verfahrensanweisungen/Verfahrensanweisungen%20Bereich%20Leistung/VA_6_201202_Mittagsverpflegung_EKO_Version_I.pdf
file://///stadt.offenbach.de/daten/oe/amt58/Grundsatz%20und%20Recht/Verfahrensanweisungen/Verfahrensanweisungen%20Bereich%20Leistung/VA_6_201202_Mittagsverpflegung_EKO_Version_I.pdf

2.5.3.2. Verfahren auRerhalb EKO- Eigenbetrieb Kindertagesstadtten Offenbach

Alle sonstigen Kitas werden nach dem bisherigen Verfahren behandelt, sofern keine anderweitigen
Regelungen aus der Ubersicht der KITAS bekannt sind. Z.B. gibt es bei Kindertraum Company gGmbH
keinen beitragsfreien Monat -> 12 Monate x 80,00 EUR.

Auch hier erfolgt die Bearbeitung durch die BuT-Sachbearbeitung.
FolgendermaRen ist zu verfahren:

Bsp.: Monat Juli 2020 ist beitragsfrei
-Erfassung von 80 € BuT vom 01.08.2020 — 31.07.2021
-Direktzahlungsempfanger in Hohe von 80 € vom 01.08.2020 — 31.07.2021.

Die Ubersicht der Kitas mit Zahlungszeitrdumen findet sich unter G:\Grundsatz und Recht\Richtlinien
und Verfahren\§ 28 Bildung und Teilhabe\Abs. 6 Mittagsverpflegung\28 BuT Ubersicht der KITAS -
Mittagsverpflegung.xlsx

Bei der Bewilligung ist die Kita liber den Bewilligungsbeginn und das Ende sowie iiber den
Zahlungsbeginn des Eigenanteils per E-Mail zu informieren. Die E-Mail-Adresse befindet sich auf dem
Antragsformular der Kita.

2.5.3.3. Verfahren mit den Schulen bzw. Catering-Firmen der Schulen
Die Bearbeitung schulischer Mittagsverpflegung wird von der BuT-Sachbearbeitung durchgefiihrt.

Mit den meisten Schulen konnte ein Pauschalierungssystem vereinbart werden. Das bedeutet, dass
die entsprechenden Betrige iiber LAMMkom bereits im Vorfeld erfasst werden kdnnen.

In den Fallen der Spitzabrechnung (meist Gymnasien) muss zundchst der Rechnungseingang
abgewartet werden.

2.5.4. Ausnahmeregelungen und Besonderheiten

Mittagsverpflegung im Zusammenhang mit Mittags-/Hausaufgabenbetreuung
Beantragen Kunden Kosten fiir Mittags-/Hausaufgabenbetreuung und beinhaltet die Betreuung die
Mittagsverpflegung, werden die Betreuungskosten lber § 16a SGB Il gezahlt; die Kosten der
Mittagsverpflegung im Rahmen des BuT (iber § 28 (6) SGB Il. Es ist hierzu erforderlich, dass die Kunden
einen nach Betreuungs- und Essenskosten aufgeschlisselten Nachweis erbringen.

Aber! Erfolgt im Rahmen einer Ferienbetreuung (Sommer-/Feriencamps) auch die Mittagsverpflegung,
werden die Betreuungs- und Essenskosten als Ganzes liber § 16a SGB Il gezahlt.

Mittagsverpflegung wahrend eines Betriebspraktikums (*)

Das Essen in der Firmenkantine wahrend eines Betriebspraktikums kann als gemeinschaftliche
Mittagsverpflegung anerkannt werden. Bei Betriebspraktika handelt es sich um verpflichtende
schulische Veranstaltungen (vgl. Nr. IIl.1. Buchstabe a des Erlasses Uber die Zusammenarbeit von
Schule und Betrieb), die ,,schulische Verantwortung” im Sinne des § 28 Abs. 6 Satz 2 SGB Il liegt daher
vor. Als ,,gemeinschaftlich” kann die Mittagsverpflegung mit Blick auf die Zielsetzung des Praktikums,
Schilerinnen und Schiiler in die Berufswelt zu integrieren, durchaus betrachtet werden, weil und
soweit sie gemeinsam mit Betriebsangehdrigen eingenommen wird.
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file://///stadt.offenbach.de/daten/oe/amt58/Grundsatz%20und%20Recht/Richtlinien%20und%20Verfahren/§%2028%20Bildung%20und%20Teilhabe/Abs.%206%20Mittagsverpflegung/28_BuT_Übersicht_Kitas%20-%20Mittagsverpflegung.xlsx
file://///stadt.offenbach.de/daten/oe/amt58/Grundsatz%20und%20Recht/Richtlinien%20und%20Verfahren/§%2028%20Bildung%20und%20Teilhabe/Abs.%206%20Mittagsverpflegung/28_BuT_Übersicht_Kitas%20-%20Mittagsverpflegung.xlsx
file://///stadt.offenbach.de/daten/oe/amt58/Grundsatz%20und%20Recht/Richtlinien%20und%20Verfahren/§%2028%20Bildung%20und%20Teilhabe/Abs.%206%20Mittagsverpflegung/28_BuT_Übersicht_Kitas%20-%20Mittagsverpflegung.xlsx

2.5.5. Antragsverfahren/Nachweise
Formular ISS MIT bei Schulen
Vordruck der Kitas

2.6. Teilhabe am sozialen und kulturellen Leben

2.6.1. Regelungsinhalt

Die Vorschrift soll die Moglichkeit aller Kinder im SGB Il-Bereich am sozialen und kulturellen Leben
fordern, soll Kindern und Jugendlichen ermoglicht werden, sich in Vereins- und
Gemeinschaftsstrukturen zu integrieren und insbesondere Kontakt zu Gleichaltrigen aufzubauen.

2.6.2. Anspruchsvoraussetzungen
Leistungsberechtigte bis zur Vollendung des 18.Lebensjahres.

2.6.3. Art und Umfang der Leistungserbringung
Es werden pauschal 180 € jahrlich in einer Summe fiir folgende Bereiche berlicksichtigt:
Teilnahme an Aktivitaten in den Bereichen Sport, Spiel, Kultur und Geselligkeit
Unterricht in kinstlerischen Fachern (z.B. Musikunterricht oder vergleichbare angeleitete
Aktivitaten der kulturellen Bildung)
Teilnahme an Freizeiten

und ist auf die Bildungskarte zu buchen (siehe Anleitung: G:\Grundsatz und Recht\Richtlinien und
Verfahren\§ 28 Bildung und Teilhabe\Bildungskarte\Umsetzung der BuT Leistungen mit der
Bildungskarte in LAMMkom.pdf).

Die monatlichen Teilhabeleistungen konnen angespart werden und zwar fiir einen Zeitraum von bis zu
12 Monaten, sodass der gesamte Jahresbetrag zur Begleichung groRRerer Ausgaben genutzt werden
kann. Der Teilhabeantrag kann auf den Beginn des aktuellen Bewilligungsabschnitts zurlickwirken,
soweit neben BuT noch andere Leistungen in diesem Zeitraum erbracht wurden. Der Ansparzeitraum
beginnt dann entsprechend friher.

Dariber hinaus kdnnen auch weitere tatsachliche Aufwendungen (z.B. Anschaffung, bzw. Ausleihe von
Sportausriistung, Instrumenten, Verbrauchsmaterial etc.) beriicksichtigt werden, wenn

sie im Zusammenhang mit der Teilnahme an den o.g. Aktivitaten stehen und
es den Leistungsberechtigten im Einzelfall nicht zugemutet werden kann, diese aus dem
Leistungsbetrag nach Abs.7 S.1 und dem Regelbedarf zu bestreiten.

Ein Einzelfall liegt z.B. dann vor, wenn die bendétigte Ausristung lGber das tibliche Mal an vorhandener
Sportbekleidung hinausgeht (bei einem Football-Helm wird man das wohl bejahen koénnen, bei
normalen (Hallen-)Turnschuhen eher nicht).

Zu beachten ist, dass diese weiteren tatsachlichen Aufwendungen den Jahresbetrag von 180,00 €
Ubersteigen konnen. Die bisherige Deckelung bis zum Gesamtbetrag entfillt. Einzelfille, in denen nach
detaillierter Priifung der o0.g. Punkte von der reguldren Bewilligungshochstgrenze von 180 €/Jahr nach
oben abgewichen werden soll, sind vorab mit TL 64 zu besprechen.
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file://///stadt.offenbach.de/daten/oe/amt58/Grundsatz%20und%20Recht/Richtlinien%20und%20Verfahren/§%2028%20Bildung%20und%20Teilhabe/Bildungskarte/Umsetzung%20der%20BuT%20Leistungen%20mit%20der%20Bildungskarte%20in%20LÄMMkom.pdf
file://///stadt.offenbach.de/daten/oe/amt58/Grundsatz%20und%20Recht/Richtlinien%20und%20Verfahren/§%2028%20Bildung%20und%20Teilhabe/Bildungskarte/Umsetzung%20der%20BuT%20Leistungen%20mit%20der%20Bildungskarte%20in%20LÄMMkom.pdf
file://///stadt.offenbach.de/daten/oe/amt58/Grundsatz%20und%20Recht/Richtlinien%20und%20Verfahren/§%2028%20Bildung%20und%20Teilhabe/Bildungskarte/Umsetzung%20der%20BuT%20Leistungen%20mit%20der%20Bildungskarte%20in%20LÄMMkom.pdf

2.6.4. Ausnahmeregelungen und Besonderheiten
Nicht von der Forderung umfasst sind:

Eintrittsgelder flr soziale und kulturelle Veranstaltungen (Kino- und Theaterbesuche,
Konzerte, Sportveranstaltungen (Jahreskarte Kickers))

Eintrittsgelder flr Freizeitparks, Museen etc.

Mitgliedsbeitrage zu politischen Parteien

Fahrtkosten

Kosten fiir die Kinderbetreuung in den Sommerferien:

Die Angebote der Ferienbetreuung werden lber § 16a SGB Il vom Bereich Vermittlung abgewickelt,
wenn beide Elternteile oder bei Alleinerziehenden ein Elternteil berufstitig ist und die
Kinderbetreuung in den Ferien nicht sichergestellt ist. Entsprechende Antrage sind daher zur Prifung
und Entscheidung an den Bereich Vermittlung weiter zu leiten.

Informationen zum Ablauf der Ubernahme von Kinderbetreuungskosten gem. § 16a SGB Il finden sich
in der entsprechenden Verfahrensanweisung aus dem Vermittlungsbereich = G:\Grundsatz und
Recht\Verfahrensanweisungen\Verfahrensanweisungen Bereich Vermittlung\VA 5 201201
Ubernahme von Kinderbetreuungskosten gem § 16a SGB Il Version J.pdf

Sollte die Gewahrung (iber § 16a SGB Il wegen vorhandener Kinderbetreuung durch die Eltern oder
der Altersgrenze von 13 Jahren nicht moglich sein, so ist zu priifen, ob die Ubernahme liber § 28 Abs.
7 SGB Il betragsmalig noch maoglich ist (evtl. anteilig).

Im Falle einer Ubernahme (iber § 16a SGB II:
SchliefRt die Kinderbetreuung die Mittagsverpflegung mit ein, werden auch diese Kosten (iber § 16a
SGB Il gezahlt. Siehe hierzu auch - 2.5.4.

Die o.g. Freizeiten sind nicht mit den unter 2.4.5. genannten Intensivkursen wahrend der Ferien zu
verwechseln.

Kursgebiihren

Kursgebiihren, die im Rahmen einer zeitlich oder in der Anzahl begrenzten Teilnahme am sozialen und
kulturellen Leben anfallen, sind zu ibernehmen.

Spezielle Angebote fiir Babys und Kleinkinder

Die Beitrage fiir die Teilnahme an speziellen Baby- und Kleinkinderangeboten werden bis zur Hohe des
maximalen Ansparbetrags Gibernommen, auch wenn diese Kosten fiir einen begleitenden Elternteil
enthalten, da dies Ublicher Weise Voraussetzung flr eine Teilnahme des Kindes ist.

Teilnahme an Schulprojekten (Schul-AGs)(*)

In vielen Schulen -Uberwiegend an Nachmittagen in Ganztagsschulen- werden freiwillige
Schulprojekte (Schul-AGs) angeboten (z.B. im musikalischen —Schulchor- und sportlichen Bereich —
FuBball, Handball, etc.-). Da fir die Schiilerinnen und Schiiler von Seiten der Schule keine Verpflichtung
zur Teilnahme besteht, fallen die Schulprojekte unter die soziale und kulturelle Teilhabe. Evtl.
anfallende Kosten kénnen aus Leistungen des BTP grundséatzlich Gbernommen werden, um den
interessierten Kindern und Jugendlichen eine Teilnahme zu erméglichen.
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file://///stadt.offenbach.de/daten/oe/amt58/Grundsatz%20und%20Recht/Verfahrensanweisungen/Verfahrensanweisungen%20Bereich%20Vermittlung/VA_5_201201_Übernahme%20von%20Kinderbetreuungskosten%20gem%20§%2016a%20SGB%20II_Version%20J.pdf
file://///stadt.offenbach.de/daten/oe/amt58/Grundsatz%20und%20Recht/Verfahrensanweisungen/Verfahrensanweisungen%20Bereich%20Vermittlung/VA_5_201201_Übernahme%20von%20Kinderbetreuungskosten%20gem%20§%2016a%20SGB%20II_Version%20J.pdf
file://///stadt.offenbach.de/daten/oe/amt58/Grundsatz%20und%20Recht/Verfahrensanweisungen/Verfahrensanweisungen%20Bereich%20Vermittlung/VA_5_201201_Übernahme%20von%20Kinderbetreuungskosten%20gem%20§%2016a%20SGB%20II_Version%20J.pdf

2.6.5. Antragsverfahren/Nachweise
e Formular MACH MIT

3. Ruckforderungen (*)

Ist eine Leistung nach einer Aufhebung der Bewilligung zuriickzufordern, bedarf dies einer gesonderten
Entscheidung. Somit erfolgt die Erstattung bei BuT-Leistungen entsprechend anderer Leistungen gem.
§ 40 SGB I1i.V.m. § 50 SGB II.

Trotz der Widerrufsmoglichkeit in § 29 Abs. 4 SGB Il trifft § 40 Abs. 6 SGB Il fiir die Erstattung von BuT-
Leistungen eine Sonderregelung. Danach ist eine Erstattung der Leistungen nach § 28 SGB Il dann
ausgeschlossen, soweit eine Aufhebungsentscheidung allein wegen BuT-Leistungen zu treffen ware.
Diese Vorschrift entspricht quasi einem gesetzlich vorgegebenen Verzicht des Leistungstragers. Dies
gilt nicht in Fallen, in denen die Bewilligung gemaR § 29 Abs. 5 SGB Il zu widerrufen ist, weil eine
zweckentsprechende Verwendung nicht nachgewiesen wurde. In diesen Féllen ist eine Riickforderung
moglich.

Das bedeutet, das in allen Fillen, in denen neben den BuT-Leistungen weitere SGB Il — Leistungen
zuriickgefordert werden, auch die BuT-Leistungen erstattet werden missen.

4. Corona-Hinweise

4.1. Gemeinschaftliche Mittagsverpflegung

GemaR § 68 S. 1 SGB Il wird die Voraussetzung der Gemeinschaftlichkeit bei der Mittagsverpflegung (§
28 Abs. 6 S. 1 SGB Il) voribergehend ausgesetzt. Somit kann die Mittagsverpflegung auch dezentral
erfolgen. AuRerdem kénnen auch Belieferungskosten oder andere durch die COVID 19 - Pandemie
entstehende Zusatzkosten als Aufwendungen im Sinne des § 28 Abs. 6 S. 1 SGB Il anerkannt werden.
Nach § 68 S. 1 SGB Il ist dies bis 31.12.2021 befristet.

4.2. Lernférderung

Wie beim Schulunterricht ist auch bei der Lernférderung die Art des Unterrichts (Présenz-, Wechsel-
oder Distanzunterricht) vom aktuellen Pandemieverlauf und den lokalen Inzidenzzahlen abhéngig.
Grundsatzlich spielt es fur die Bewilligungsentscheidung keine Rolle, ob eine Lernférderung als
Prasenz- oder Online-Angebot beantragt werden. Fiir die rechtskonforme Durchfiihrung der
Lernforderung ist der Leistungsanbieter verantwortlich.

Aufgrund der fortbestehenden, pandemiebedingten Einschrankungen im Schulbetrieb kann auch
weiterhin ein erhohter Bedarf an aullerschulischer Lernférderung bei der Leistungsberechnung
beriicksichtigt werden. Es gelten daher folgende, zunachst bis zum 31.12.2021 befristete
Sonderregelungen:

- Wurde im ersten Schulhalbjahr 2020/2021 bereits Lernférderung in Anspruch genommen,
kénnen bei schulseitig bestatigtem Forderbedarf zusatzlich die Kosten flir auflerschulische
Lernférderangebote im zweiten Schulhalbjahr 2020/2021 sowie innerhalb der Sommerferien
Ubernommen werden (Das Hessische Kultusministerium strebt die Einrichtung kostenfreier,
schulischer Lernférderangebote in den Sommerferien an. Die Umsetzung obliegt den Schulen
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vor Ort und ist nicht verbindlich. Ein Verweis auf vorrangig in Anspruch zu nehmende,
kostenfreie Angebote der Schulen ist daher nur zuldssig, sofern diese auch tatsachlich
angeboten werden.)

- Bei schulseitig bestatigtem Lernférderbedarf konnen Kosten fir auBerschulische
Lernférderung bereits ab Beginn des Schuljahres 2021/2022 Gbernommen werden.

- Die Gewahrung von Kosten fir auRerschulische Lernférderung im ersten Schulhalbjahr
2021/2022 ist nicht dadurch ausgeschlossen, dass bereits Lernforderkosten im zweiten
Schulhalbjahr 2020/2021, bzw. in den Sommerferien gewahrt wurden.

- Kosten fir die Teilnahme an Lernferien-Angeboten in den Sommer- und Herbstferien 2021
sind, soweit von Seiten der Schule eine Férdernotwendigkeit bescheinigt wird, zusatzlich zu
ggf. bereits gewahrten Lernforderkosten zu bewilligen.

4.3. Personlicher Schulbedarf

Eine Kostenlibernahme fir digitale Endgerate (PCs, Laptops, Tablets, etc.) ist Gber BuT nach wie vor
grundsatzlich nicht moglich. In Offenbach wird durch das Stadtschulamt die Bereitstellung von Tablets
flr den Unterricht sicherstellt. Nur in begriindeten Ausnahmefallen und wenn eine dementsprechende
Negativbescheinigung der Schule vorliegt, kann eine Forderung als Sonderbedarf nach § 21 Abs. 6 SGB
Il in Betracht kommen. Der leistungsrechtliche Bedarf ist dann zu ermitteln.

4.4, Ausflige / mehrtéagige Fahrten

Mehrtagige Schulfahrten innerhalb Deutschlands bleiben zunachst bis zum 21. Mai 2021 untersagt.
Schulfahrten in alle ausléandischen Zielgebiete bleiben bis zu den Sommerferien 2021 untersagt. Fir
Betriebspraktika, Wanderungen, Exkursionen und der Besuch aulerschulischer Lernorte sind
unterschiedliche Regelungen je nach Pandemiegeschehen einschldgig, die unter

https://kultusministerium.hessen.de/schulsystem/coronavirus-schulen/haeufig-gestellte-fragen

eingesehen werden kénnen. Im Falle von Buchungen dirfen diese nur unter der Voraussetzung
erfolgen, dass eine kostenfreie Stornierung jederzeit moglich ist, falls die Schulfahrt infolge
infektionsschutzrechtlicher Verbote undurchfiihrbar wird oder das HKM die Absage von Schulfahrten
anordnet.
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